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Das Erwerbsloſenheer -eine dauerericheinung 


Wir ſind in unſerer Denkweiſe noch immer darauf eingeſtellt, die 
Arbeitsloſigkeit auf eine vorübergehende Wirtſchaftskriſe zurüd- 
zuführen. Die Wirtſchaftstheoretiker der Vorkriegszeit ſtellten die 
Theſe auf, daß auf eine Zeit der Überproduktion eine Zeit der rüd- 
läufigen Produktion folge, um dann nach Räumung der Läger und 
Überwindung anderer Hemmungen wieder einem Aufſchwung Platz 
zu machen. Wenn wir Betrachtungen anſtellen über die Entwicklung 
der letzten Jahre und von den jahreszeitlichen Schwankungen der 
Arbeitsloſenzahl abſehen, ſo ergibt ſich jedoch die Tatſache, daß im 
Gegenſatz zu früher trotz ſteigender Produktion ein fortgeſetztes An⸗ 
ſteigen der Arbeitsloſenziffer zu verzeichnen iſt. Daraus geht hervor, 
daß die jetzt ſchon lange dauernde Maſſenarbeitsloſigkeit weniger auf 
die Wirtſchaftskonjunktur und die Höhe der Produktionsleiſtung zurück⸗ 
zuführen iſt, als auf Anderungen in der Struktur der Wirtſchaft und 
auf Verſchiebungen innerhalb der einzelnen Bevölkerungsſchichten. 
Über den letzteren Punkt geben uns die Ergebniſſe der Berufszählung 
Aufſchluß. In der Reichsſtatiſtik werden alle Perſonen im Alter von 
15 bis 65 Jahren als erwerbsfähig gezählt. Im Jahre 1907 betrug 
der Anteil dieſer Altersſchicht an der Geſamtbevölkerung 61,5 Prozent, 
im Jahre 1925 dagegen 68,5 Prozent, das ergibt eine Steigerung 
dieſer Altersſchicht am Anteil der Geſamtbevölkerung von 7 Prozent. 
In dieſem Zeitraum iſt die Geſamtbevölkerung des jetzigen Reichs⸗ 
gebietes um 13 Prozent geſtiegen und die Altersklaſſe der Erwerbs⸗ 
fähigen um 26 Prozent. 


Die volkswirtſchaftliche Auswirkung der Tatſache, daß unſer durch⸗ 
ſchnittliches Lebensalter und damit auch die Schaffensperiode des 
einzelnen Menſchen um einige Jahre zugenommen hat, wird noch 
viel zu wenig beachtet. Dieſer Tatſache wird auch bei Abänderungs⸗ 
vorſchlägen für die Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung zu wenig 
Rechnung getragen. Für den Arbeitsmarkt iſt allerdings nicht aus⸗ 
ſchlaggebend, wieviel erwerbsfähige Perſonen nach der Statiſtik vor⸗ 
handen ſind; ausſchlaggebend iſt vielmehr die Zahl derjenigen, die im 
Erwerbsleben eine Stelle haben oder eine Stelle ſuchen. 


Von den als erwerbsfähig Gezählten iſt zunächſt ein beträchtlicher Teil 
in Wirklichkeit nicht erwerbsfähig; manche haben auf Grund ihrer 
Vermögensverhältniſſe nicht notwendig, einen Erwerb zu ſuchen. Ein 
großer Teil der Frauen, die im Haushalt und vielleicht nebenher im 
Geſchäft ihres Mannes tätig ſind, erſcheinen in der Berufsſtatiſtik als 
berufslos. In den letzten Jahren iſt aber auch hier eine Verſchiebung 
eingetreten. 


Die Zahl derjenigen, die eine Stelle im Erwerbsleben 
ſuchen, iſt gewaltig geſtiegen. 


Verarmte Rentner benutzen ihre alten Beziehungen, um wieder eine 
Stellung zu erlangen. Sozial⸗Rentner, denen früher ihre wirtſchaft⸗ 
liche Lage ermöglichte, beim Bezug von Rente ihre Arbeitsſtelle auf⸗ 
zugeben, müſſen heute, ſofern ſie überhaupt noch eine Stelle haben, 
weiterarbeiten. Viele Familien, die es vor dem Kriege weit von ſich 
gewieſen hätten, ihre Töchter dem Erwerbsleben zuzuführen, ſind heute 
durch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe dazu genötigt. 

Durch die mit der Verarmung verbundenen Umſchichtung 

der Bevölkerung hat der Arbeitsmarkt die ſchwerſte Be⸗ 

laſtung erfahren, 
was deutlich aus folgenden Zahlen hervorgeht: In den Berufsgruppen 
Induſtrie, Handwerk, Handel und Verkehr waren im Jahre 1907 
13 327 000 Perſonen beſchäftigt, im Jahre 1925 dagegen 18 512 000. In 
dieſem Zeitraum iſt geſtiegen: die Geſamtbevölkerung um 13 Prozent, 
die Altersſchicht der Erwerbsfähigen um 26 Prozent und die Zahl der⸗ 
jenigen, die eine Stelle im Erwerbsleben verlangen, um 39 Prozent. 
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Märe die Zahl derjenigen, die eine Gtelle im Erwerbsleben verlangen, 
nur im gleichen Verhältnis geftiegen, wie die entſprechende Alters⸗ 
ſchicht, ſo würden ſich im Jahre 1925 auf dem Arbeitsmarkt 1 725 000 
Perſonen weniger befunden haben, als es tatſächlich der Fall war. 
Dieſe Entwicklung iſt ſeit 1925 rapid weitergegangen. 


Man geht ſicher nicht fehl in der Annahme, daß heute im 
Verhältnis zur Bevölkerungszahl 2,5 Millionen Menſchen 
mehr den Arbeitsmarkt bevölkern, als bei einer durch den 
Krieg nicht geſtörten wirtſchaftlichen Entwicklung der 
Fall wäre. 


Wie ſtark die Entwicklung in dieſer Richtung geht, zeigt deutlich die 
Tatſache, daß wir im November 1929 mehr Arbeitsloſe hatten als im 
November 1928, obwohl 200 000 Perſonen mehr in Beſchäftigung 
ſtanden als im Jahre vorher. 


Verarmung erhöht den Andrang 
am Arbeitsmarkt 


Wie ſtark der Arbeitszwang und die Armut bei uns die Menſchen in das 
Erwerbsleben treiben, zeigt auch ein Vergleich zwiſchen Deutſchland und 
Amerika. Während von der männlichen Bevölkerung Deutſchlands un⸗ 
gefähr 70 Prozent und von der weiblichen ungefähr 36 Prozent, von 
der Geſamtbevölkerung etwa 52 Prozent, erwerbstätig ſind, ſind in 
den Vereinigten Staaten, die gleichfalls zu den arbeitsreichen Ländern 
gehören, nach der letzten Zählung von 1920 nur etwa 61 Prozent der 
männlichen und etwa 17 Prozent der weiblichen Bevölkerung, im 
ganzen kaum 40 Prozent der Geſamtbevölkerung, erwerbstätig. Auch 
die Produktionsſtatiſtik zeigt uns die Arbeitſamkeit des deutſchen 
Volkes. Seit dem Jahre 1926 haben wir eine ſtark anſteigende Pro⸗ 
duktion nach Menge und Qualität. Wir hatten in den letzten Monaten 
des Jahres 1929 Rekordziffern in der Kohlenförderung, und da die 
Kohle nicht auf die Halde gelegt wurde, ſo darf man das als Zeichen 
hoher Produktion auf anderen Gebieten der Induſtrie anſehen. 


Eine ganz beſonders ſtarke Belaſtung hat der Arbeitsmarkt durch das 
ſtarke Anwachſen der weiblichen erwerbstätigen Perſonen erfahren. 
Vom Volkswirt iſt weiter zu beachten, daß in der Landwirtſchaft nur 
eine ganz geringe Zunahme der erwerbstätigen Perſonen zu ver- 
zeichnen iſt, und ſomit der ganze Zuwachs faſt nur auf die Induſtrie 
entfällt. Einen Zufluß hat der Arbeitsmarkt auch durch die Ab- 
ſchaffung des ſtehenden Heeres erfahren. Die Rückwanderung der vor 
dem Kriege im Ausland beſchäftigten Angeſtellten und Arbeiter dürfte 
ausgeglichen ſein durch den Rückgang in der Zahl von ausländiſchen 
Arbeitern, die jetzt gegenüber 1913 bei uns beſchäftigt ſind. Eine 
weitere Belaſtung hat der Arbeitsmarkt ſicher auch dadurch erfahren, 
daß heute vielfach Familienangehörige beſchäftigt werden, wo früher 
Dienſtboten oder Angeſtellte ſtanden; das wird bewieſen durch einen 
abſoluten Rückgang der Zahl der weiblichen Dienſtboten. 


Rationaliſierung, Handelsgewinne, 
Kapitalverſchwendung 


Die Auswirkung der Rationaliſierung in den Betrieben durch neue 
Maſchinen und Arbeitsmethoden auf den Arbeitsmarkt läßt ſich nicht 
ſtatiſtiſch erfaſſen, weil die Rationaliſierung des einen Betriebes ſehr 
oft die Herſtellung neuer und komplizierter Maſchinen erfordert, wo— 
durch an anderer Stelle wieder Beſchäftigung entſteht. Im Bau⸗ 
gewerbe iſt die Rationaliſierung weniger durch Maſchinen als durch 
vereinfachte Bauweiſe erzielt worden. Im Bergbau dagegen iſt ſeit 
dem Jahre 1925 durch Einführung der Maſchinen, trotz bedeutend 
geſtiegener Förderung, eine ſtark abſinkende Zahl der Bergarbeiter 
zu verzeichnen. Durch techniſche Fortſchritte und Typiſierung werden 
auch in Zukunft weiter menſchliche Arbeitskräfte frei werden, wenn 
die Rationaliſierung keine Preisſenkung und ſomit auch keine erhöhte 
Verbrauchsmöglichkeit bringt. 


Die Tatſache, daß die Rationaliſierung keine Preisſenkung 
brachte, iſt in erſter Linie darauf zurückzuführen, daß die 
Induſtrie in raſchem Tempo Eigenkapital ſchaffen will, zu 


einem beträchtlichen Teil aber auch die viel zu hohen Ge⸗ 
winne, die der Handel nimmt. 


Wir haben Artikel, bei denen der Verbraucher mehr als das Doppelte 
von dem bezahlen muß, was der Fabrikant dafür erhält. In der 
Konfektion betragen die Zuſchläge 70 bis 100 Prozent. Dieſe über⸗ 
mäßigen Handelsgewinne führen im Handel ſelbſt wieder zu Fehl⸗ 
leitungen und volkswirtſchaftlicher Verſchwendung von Kapital. 
Während für die Produktion und den Wohnungsbau kein Kapital vor⸗ 
handen iſt, ſehen wir in den Straßen der Städte die alten Kaufhäuſer 
verſchwinden und neue Handelspaläſte aus dem Boden wachſen. Ohne 
übermäßige Handelsgewinne wäre der wirtſchaftlich nutzloſe Luxus 
in der Ausſtattung der Geſchäfte nicht möglich. Würde ſtatt deſſen 
eine Preisſenkung durchgeführt, jo könnte eine Verbrauchs- und 
Produktionsſteigerung eintreten. 


Aus den angeführten Tatſachen iſt erſichtlich, daß es falſch wäre, wenn 
wir uns der fataliſtiſchen Hoffnung hingeben würden, es käme nur 
darauf an, die Arbeitsloſen durch Unterſtützungseinrichtungen ſo lange 
über Waſſer zu halten, bis wieder eine Hochkonjunktur in der Wirt⸗ 
ſchaft einſetzt. Eine Hochkonjunktur, bei der die Maſſe der Erwerbs- 
loſen Beſchäftigung findet, kann bei den auf dem Weltmarkt und auf 
dem Inlandsmarkt gegebenen Verhältniſſen in der freien, kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsordnung nicht kommen, weil das privatwirtſchaftliche 
Intereſſe eine wirkliche Volkswirtſchaft mit entſprechender Verteilung 
der Arbeit und der erzeugten Güter nicht zuläßt. Die Privatwirtſchaft 
muß die Erzielung von Gewinn in den Vordergrund ſtellen; die Volks- 
wirtſchaft müßte von der Bedarfsdeckung und den Produktionsmöglich⸗ 
keiten ausgehen. 


Wir können auch nicht damit rechnen, daß es der Privatwirtſchaft ge- 
lingen wird, einen ſolchen Auslandsabſatz zu erzielen, daß das 
Millionenheer der Arbeitsloſen Beſchäftigung finden könnte. Eine 
ſolche Abſatzſteigerung ſtößt auf verſchiedene Schwierigkeiten; zunächſt 
iſt darauf hinzuweiſen, daß faſt alle altkapitaliſtiſchen, induſtriali⸗ 
ſierten Länder ebenſo wie wir unter der Maſſenarbeitsloſigkeit leiden. 
Rußland ſcheidet noch auf viele Jahre hinaus als Käufer von nennens⸗ 
werten Mengen an Induſtrieprodukten aus. Die früheren Agrarſtaaten 
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haben ſich ſelbſt ſtark induſtrialiſiert. Alle Länder, die am Kriege be- 
teiligt waren, mit Ausnahme von Nord-Amerika, ſind durch ihre 
Finanz⸗ und Währungslage gezwungen, die Einfuhr einzuſchränken 
und nach einer möglichſt hohen Ausfuhr zu trachten. überall werden 
Zollmauern errichtet, und das reiche Amerika ſperrt ſich durch Zölle 
und Einfuhrſteuern am meiſten ab und führt gegen die Induſtrien 
aller Länder mit Hilfe ſeiner Kapitalmacht einen ſtarken Konkurrenz— 
kampf. Dieſe Tatſachen erſchweren Deutſchland nicht nur den wirtſchaft⸗ 
lichen Aufſtieg, ſondern auch die Löſung der Kriegstributfrage. Alle 
Staaten möchten Geld von Deutſchland; kein Staat will aber die 
Waren von uns beziehen, aus deren Erlös wir den Kriegstribut be- 
zahlen können. Es iſt zu hoffen, daß die Annahme der Haager Verein- 
barung etwas Erleichterung bringt, allzuviel dürfen wir aber nicht 
erwarten. 


Wirkung der bis jetzt angewandten Mittel 


Aus der Erkenntnis heraus, daß für die Maſſenarbeitsloſigkeit heute 
andere Urſachen ausſchlaggebend ſind als früher, müſſen wir uns auch 
nach anderen Hilfsmitteln zu deren Überwindung umſehen, und unter⸗ 
ſuchen, wie ſich die Mittel, die bisher zur Bekämpfung der Arbeits- 
loſennot angewendet wurden, bewährt haben. In vorderſter Reihe 
ſtehen die Notſtandsarbeiten. Auf dieſem Gebiet iſt viel geleiſtet 
worden. Beſonders zu erwähnen find die zur Förderung der Land— 
wirtſchaft durchgeführten Bodenverbeſſerungen durch Be- und Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen, Urbarmachung von Sdland und Förderung der 
Flurbereinigung. Dadurch wurde der Ertrag der Landwirtſchaft ge⸗ 
ſteigert, manches kleine Beſitztum auf die Größe einer Ackernahrung 
gebracht, was indirekte Förderung der Induſtrie und Entlaſtung des 
Arbeitsmarktes bedeutet. Der Förderung der Volksgeſundheit dienten 
die Erſtellung von Waſſerleitungen, Kanaliſierung enggebauter alter 
Städte und Induſtrieorte, die Errichtung von Spiel- und Sportplätzen, 
ſowie die Erſchließung von Wohngelände durch Straßen und Kanal⸗ 


bauten. Gefördert wurde auch der Bau von Landſtraßen, von Schiff⸗ 
fahrtskanälen und Kraftwerken. 


Allerdings muß geſagt werden, daß die Zahl der bei Not⸗ 
ſtandsarbeiten beſchäftigten Perſonen im Verhältnis zur 
Geſamtzahl der Erwerbsloſen immer gering war. 


Dadurch aber, daß die Notſtandsarbeiter nach einer dreimonatigen 
Beſchäftigungszeit ausgewechſelt wurden, war es doch möglich, einer 
beträchtlichen Zahl von Arbeitsloſen wenigſtens vorübergehend nor⸗ 
malen Arbeitsverdienſt zu geben. Es kommt auch in Betracht, daß 
die Arbeitsämter ein großes Intereſſe an der Durchführung ſolcher 
Arbeiten haben, um die Arbeitsfähigkeit der betreffenden Perſonen 
zu erhalten und um in beſtimmten Fällen den Arbeitswillen zu prüfen. 
Vielfach waren die Notſtandsarbeiten auch nur eine Vorwegnahme von 
Arbeiten und ſomit nur eine Verlegung der Arbeitsloſigkeit und der 
Arbeit auf einen anderen Zeitpunkt. 


In Einzelfällen wird der vollen Erwerbsloſigkeit durch Kurzarbeit 
vorgebeugt. Wenn durch Kurzarbeit wöchentlich ein erheblicher Aus⸗ 
fall an Arbeitszeit entſteht, und die Kurzarbeit wochen- oder gar 
monatelang andauert, ſo treten für die davon Betroffenen durch Lohn⸗ 
ausfall und geringe Unterſtützung die gleichen wirtſchaftlichen Folgen 
ein wie bei Arbeitsloſigkeit. Kurzarbeiterunterſtützung wirkt ſich ſehr 
oft als Unterſtützung der Unternehmer aus, weil ihnen das Tragen 
einer Konjunkturbelaſtung abgenommen wird. 


Als ein weiteres Behelfsmittel gegen Arbeitsloſigkeit wurden in der 
Nachkriegszeit Geſetze und Verordnungen erlaſſen, die als Kündigungs⸗ 
ſchutzgeſetze bezeichnet wurden. Die Arbeiter und Angeſtellten ſind da- 
durch unter gewiſſen Vorausſetzungen gegen plötzliche und willkürliche 
Entlaſſung geſchützt. Dieſe Beſtimmungen ſind gewiß ſehr nützlich, aber 
zur Löſung der Arbeitsloſenfrage tragen ſie auch nicht bei, denn wo 
niemand entlaſſen wird, kann auch niemand eingeſtellt werden; es 
wird nur erreicht, daß ſtatt des A. der B. arbeitslos iſt. 


Alle dieſe kleinen Hilfsmittel treten in ihrer Bedeutung 
natürlich weit zurück gegen die Auswirkung der Arbeits⸗ 


loſenunterſtützung. Außer England hat kein Land eine jo 
umfaſſende Arbeitsloſenverſicherung und ſo hohe Unter⸗ 
ſtützungsſätze wie Deutſchland. Trotzdem kann man auch mit 
der Arbeitsloſenverſicherung nur die wirtſchaftlichen Aus⸗ 
wirkungen der Arbeitsloſigkeit mildern, aber nicht das An⸗ 
ſteigen der Arbeitsloſenzahl hindern. 


Im Winter 1928/29 hat man ſich über das Anſteigen der Arbeitsloſen⸗ 
zahl gegenüber dem Vorwinter damit getröſtet, daß die ſtarke Kälte 
daran ſchuld ſei. Das war ein Irrtum, denn wäre die Schuld wirklich zu 
einem weſentlichen Teile an der Temperatur gelegen, ſo hätte ſofort 
im Frühling ein ſtarkes Abſinken der Arbeitsloſenzahl eintreten müſſen. 
Das war nicht der Fall, nur langſam ſenkte ſich die Zahl der Arbeits⸗ 
loſen und ging nie ganz auf die Zahl vom Vorjahre zurück. Selbſt 
im Baugewerbe hatten wir den ganzen Sommer 1929 eine hohe Zahl 
von Erwerbsloſen. So wie jetzt, trotz des milden Winters, die Zahl 
der Erwerbsloſen höher iſt als im letzten Winter, ſo wird ſie auch im 
kommenden Sommer höher ſein als im letzten Sommer, weil die Zahl 
der Stellenſuchenden zunimmt und die Rationaliſierung weiterſchreitet, 
ſo daß die Zahl der Erwerbsloſen weiter ſteigt: auch bei ſteigender 
Produktion. 


Die neue Frageſtellung 


Wir haben die Tatſache zu verzeichnen, daß auf der einen Seite die 
Zahl der Erwerbsloſen im ſtändigen Steigen begriffen iſt, auf der an⸗ 
deren Seite Millionen von Volksgenoſſen Mangel leiden an Nahrung, 
Wohnung und Kleidung, trotzdem uns die notwendigen Rohſtoffe und 
Arbeitskräfte zur Verfügung ſtehen. Dieſer Notſtand muß zu der Er⸗ 
kenntnis führen, daß ein Wirtſchaftsſyſtem, das ſolche Verhältniſſe zeitigt, 
an ſchweren Organiſationsfehlern leidet und geändert werden muß. 


Volkswirtſchaftlich kann es nur die eine Frage geben: Be⸗ 
ſteht die Möglichkeit, allen Erwerbsfähigen und Arbeits⸗ 
willigen Beſchäftigung zu geben und iſt es bei dem heutigen 


Stand der Dinge möglich, allen Volksgenoſſen das Not⸗ 
wendige an Nahrung, Kleidung, Wohnung und Kultur⸗ 
gütern zu ſchaffen? Dieſe Frage kann bejaht werden. 


Es muß feſtgeſtellt werden, daß die bis jetzt gegen die Arbeitsloſigkeit 
angewandten Mittel nicht zum Ziele führten. Eine Unterſuchung zeigt, 
daß das gleiche auch zutrifft auf die meiſten der landläufigen Forde⸗ 
rungen, wie ſie gegenwärtig geſtellt werden. Vielfach werden Forde⸗ 
rungen geſtellt, deren Erfüllung nur den Belangen einzelner Per⸗ 
ſonen oder kleiner Gruppen dienen würde. Eine der meiſt geſtellten 
Forderungen gilt der Beſeitigung der ſogenannten Doppelverdiener. 
Dazu iſt zu bemerken, daß es nie das Ziel einer geſunden Volkswirt⸗ 
ſchaft ſein kann, irgendwelchen Perſonen die Arbeit zu verbieten. Eine 
geſetzliche Regelung dieſer Frage iſt unmöglich, weil man es einfach 
nicht verbieten kann, daß die Ehefrau dort wo der Mann verdient, 
nicht ebenfalls dem Erwerb nachgehen darf. Mit welchem Recht will 
man verbieten, daß die Frau, deren Mann einen Verdienſt von 200 
oder 250 Mark hat, etwas hinzuverdienen darf, wenn daneben 
Männer ſind, die allein mehr verdienen, als im anderen Falle Mann 
und Frau zuſammen. Wer ſoll feſtſtellen, welche Einkommensgrenze im 
Einzelfall gerecht iſt? Wer ſoll feſtſtellen, wo die Tätigkeit der Frau im 
öffentlichen Intereſſe geboten iſt? Wie will man die Doppelverdiener 
in den Familienbetrieben feſtſtellen oder gar ausſchalten? Wie verhält 
es ſich dort, wo ein Elternteil und mehrere Kinder verdienen? Eine 
Regierung, die dieſe Forderung durchführen wollte, würde ſich un⸗ 
zählige Feinde ſchaffen, ohne von jemand Unterftügung zu erhalten; 
andererſeits iſt die Erbitterung eines Erwerbsloſen zu verſtehen, wenn 
es ihm trotz aller Mühe nicht gelingt, eine Stelle zu erhalten, während 
andere doppelt verdienen. Bei wirklich gutgeſtellten Doppelverdienern 
ſollte man erwarten, daß ſie aus Rückſicht auf ihre Nebenmenſchen eine 
Stelle nicht annehmen oder darauf verzichten. In den Betrieben von 
Staat und Gemeinden und auch in Privatbetrieben ſollten bei Ent⸗ 
laſſungen und Neueinſtellungen die ſozialen Geſichtspunkte immer mit 
berückſichtigt werden, dadurch würde ſicher eine große Zahl von Doppel⸗ 
verdienern ausgeſchaltet und es könnten dafür Erwerbsloſe eine Stelle 
finden. Auch hierdurch würde nur die Übertragung des Verdienſtes 
von einem zum andern erreicht. 


Herabſetzung der Rentenaltersgrenze? 


Eine andere Forderung geht dahin, für den Bezug von Altersrente 
aus der Invaliden und Angeſtelltenverſicherung die Altersgrenze auf 
das ſechzigſte Lebensjahr herabzuſetzen. Die finanzielle Durchführbar⸗ 
keit dieſer Maßnahme kann hier nicht erörtert werden. Arbeitsmarkt⸗ 
politiſch könnte ſich die Maßnahme nur auswirken, wenn die Renten 
ſo hoch wären, daß die Betroffenen davon wenigſtens notdürftig leben 
könnten. Aber auch dann würde nur erreicht, daß einem beſtimmten 
Perſonenkreis die Arbeitsgelegenheit entzogen wird, um ſie einem an⸗ 
deren Kreis zu geben. Die Laſten der Arbeitsloſenverſicherung würden 
etwas leichter und die Beiträge für Invaliden- und Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung müßten ganz beträchtlich ſteigen. An der wirtſchaftlichen 
Struktur und dem Geſamtvolkseinkommen würde auch damit nichts 
geändert. Vielleicht wäre es beſſer, die Invalidenrente ſchon bei 50 
Prozent Erwerbsbeſchränkung zu gewähren. Wünſchenswert und volks⸗ 
wirtſchaftlich am nützlichſten wäre eine Heraufſetzung des Beſuches der 
Volksſchule vom 14. bis zum 16. Lebensjahr. Für dieſe Maßnahme 
müſſen aber erſt die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen in Familie und 
Staat geſchaffen werden. 


Der Streit um die Arbeitsloſenunterſtützung 


Während die Arbeitnehmer eine Erhöhung der Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung und einen weiteren Ausbau der Kriſenfürſorge verlangen, 
wird von der anderen Seite, darunter von führenden Kreiſen der 
Wirtſchaft, im Intereſſe der Reichsfinanzen und der Wirtſchaft eine 
Herabſetzung der Unterſtützungsleiſtung gefordert. Eine Herabſetzung 
der Unterſtützungsſätze könnte nur dann mit einer gewiſſen Berech⸗ 
tigung vertreten werden, wenn die Arbeitsloſen in der Lage wären, 
an ihrem Schickſal ſelbſt etwas zu ändern, das iſt aber nicht der Fall. 
Gewiß gibt es Leute, die nicht arbeiten wollen, aber die Zahl dieſer 
Leute iſt im Verhältnis zur Zahl der Arbeitswilligen ganz gering, und 
wenn erſt die, welche Arbeit wollen, Arbeit hätten, ſo wäre die 
Löſung des Reſtproblems nicht ſchwer. Es kann hier nicht erörtert 
werden, ob eine Erhöhung der Unterſtützungsſätze noch berechtigt und 


finanziell tragbar iſt, da in dieſem Zuſammenhang immer nur die 
volkswirtſchaftliche und arbeitsmarktpolitiſche Auswirkung erörtert 
werden ſoll. Es muß darauf hingewieſen werden, daß durch eine Er— 
höhung der Unterſtützungsſätze das Geſamtvolkseinkommen keine Ande⸗ 
rung erfährt; es wird nur auf der einen Seite durch erhöhte Beiträge 
und Steuern mehr genommen, um auf der anderen Seite mehr geben 
zu können. Es wird alſo nur für die Schicht der verſicherten Arbeit⸗ 
nehmer eine andere, gleichmäßigere Einkommensverteilung erreicht, 
keinesfalls aber eine Produktionsſteigerung oder Verbrauchsſteigerung. 


Die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung 


Das gleiche gilt auch für eine durchgehende Arbeitszeitverkürzung, 
wenn nicht auch zugleich eine Anderung unſerer Wirtſchaftsſtruktur 
erſolgt. Eine Verkürzung der Arbeitszeit ohne Anderung der Wirt⸗ 
Ihaftsjtruftur würde nur eine Verteilung der Arbeit an mehr Per⸗ 
ſonen bringen, ohne Steigerung der Produktion, und könnte ſomit 
auch nur eine gleichmäßigere Verteilung des gegebenen Arbeits- 
ertrages erreichen. An dieſer Tatſache könnte auch eine Lohnerhöhung 
nichts ändern. Man muß ſich darüber klar ſein, daß eine Feſtlegung 
der Arbeitszeit auf den jetzt gegebenen Geſamtbedarf des Volkes auch 
auf lange Zeit eine Feſtlegung aller Volksſchichten auf die jetzt ge— 
gebene Menge von Verbrauchsgütern bedeuten würde. Für diejenigen, 
die jetzt erwerbslos ſind, wäre das allerdings zunächſt ein Aufſtieg, für 
die jetzt in Arbeit ſtehenden aber ein Abſtieg, daran könnten wie ge⸗ 
ſagt, auch Erhöhungen der Nominallöhne nichts ändern, denn letzten 
Endes kommt es auf den Reallohn an, mit anderen Worten auf die 
Menge der konſum- und abſatzfähigen Güter, die die Volksgemein⸗ 
ſchaft durch eigene Arbeit ſich ſelbſt zur Verfügung ſtellt. Aus dem 
Angeführten iſt erſichtlich, daß auch die Durchführung dieſer beſpro⸗ 
chenen Forderungen keine durchgreifenden und vor allem keine nach⸗ 
haltigen Verbeſſerungen bringen kann, weil durch Erfüllung dieſer 
Forderungen keine neuen Erwerbsmöglichkeiten und damit neue Ver⸗ 
brauchsmöglichkeiten geſchaffen werden. Selbſt wenn die Unternehmer 
ſich zu einer Verkürzung der Arbeitszeit bereitfinden würden, ſo 


würde dadurch in einzelnen Induſtriezweigen, vor allem in Tertil- 
und Bekleidungsinduſtrie, der Auslandsabſatz weſentlich erſchwert und 
kann dieſe Frage nur international gelöſt werden. Der Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen den Arbeitsverhältniſſen in Induſtrie und Landwirtſchaft würde 
noch mehr verſchärft. 


Ungenutzte Möglichkeiten 


Wenn wir an der heutigen Wirtſchaftsordnung und in Staat und 
Gemeinde an dem jetzt gegebenen Finanzgebaren feſthalten, dann 
wird es auch nicht gelingen, etwa die beſitzende Klaſſe durch Steuern 
und Beiträge in weſentlich ſtärkerem Maße für die Laſten der Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung heranzuziehen. In dieſer Wirtſchaftsordnung wer⸗ 
den die Unternehmer, der Handel und das Kapital trotz Lohnerhöhung, 
trotz Beitrags- und Steuererhöhungen ihren Anteil am Arbeitsertrag 
vorwegnehmen, ohne die volkswirtſchaftlich gegebenen Möglichkeiten 
für eine geſteigerte Produktion auszunutzen. Wenn man dieſe un⸗ 
genutzten Möglichkeiten ins Auge faßt, wäre man faſt verſucht zu 
ſagen, daß es uns eigentlich nur an einer richtigen Verteilungsorgani⸗ 
ſation fehlt, um das, was produziert werden könnte, zu verteilen. Wir 
könnten die landwirtſchaftliche Produktion im Laufe weniger Jahre 
um 30 bis 50 Prozent ſteigern, wir könnten aus Zelluloſe einen großen 
Teil unſerer Tuchſtoffe gewinnen, wir können durch Kohlehydrierung 
die Einfuhr von Benzin und Petroleum einſchränken, ſofern wir die 
Sache volkswirtſchaftlich und nicht privatwirtſchaftlich organiſieren. Wir 
müſſen die inländiſchen Rohſtoffe ſoweit wie möglich an Stelle der aus⸗ 
ländiſchen ſtellen. Wir müſſen an Stelle von ausländiſchen Fertig⸗ 
fabrikaten inländiſche Ware kaufen, und weiten Kreiſen wäre zu emp⸗ 
fehlen, auf Auslandsreiſen zu verzichten, wobei ein Teil dieſer Leute 
durch ihr Protzentum die Deutſchen im Ausland noch unbeliebt macht. 
Es wäre kulturell und wirtſchaftlich beſſer, ſie würden ſich erſt einmal 
in ihrer Heimat umſehen. Ausländiſche Konkurrenz braucht nur inſo⸗ 
weit wirkſam zu werden, als zu einer richtigen Preisbildung not⸗ 
wendig iſt. Solange ſich die anderen Länder gegen uns abſchließen, 
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gebietet der Selbſterhaltungstrieb, daß wir national-volkswirtſchaftlich 
denken und handeln. Leider zeigen alle Anzeichen ſtatt den erhofften 
Zollabbau oder den Zollfrieden die kommende Hochſchutzzollperiode an. 
Wir haben alle Bauſtoffe im Inland, und es handelt ſich nur darum, 
die Rohſtoffe in Bauſtoffe zu verwandeln und die Bauſtoffe zu Woh⸗ 
nungen zu formen. Arbeitskräfte ſind mehr als genügend vorhanden, 
und doch wird dieſe Arbeit nicht geleiſtet, weil es, wie man ſagt, an 
Geld fehlt. Hier darf an ein Wort von Friedrich Liſzt erinnert werden, 
der, als man ihm ſagte: es wäre kein Geld vorhanden um Eiſenbahnen 
zu bauen, erwiderte: man baue die Eiſenbahnen doch nicht aus Geld. 


Volkswirtſchaftlich betrachtet iſt der Wohnungsbau und die 
Umſtellung der landwirtſchaftlichen und gewerblichen Pro⸗ 
duktion, ſoweit wir beim Bezug der Rohſtoffe nicht auf das 
Ausland angewieſen ſind, nicht in erſter Linie eine Geld⸗ 
frage, ſondern eine Frage der Arbeitsorganiſation. 


Eine gut organiſierte Volkswirtſchaft, die alle Volksgenoſſen ſo gut 
ernähren, kleiden und behauſen wollte, wie es der Stand der Technik 
ermöglicht, und für die Bemeſſung des Gejamtwerbraudes die erforder⸗ 
lichen Unterlagen hätte, würde einfach eine entſprechende Verteilung 
der Arbeit vornehmen, d. h. die erforderliche Arbeitszeit feſtſetzen. Vom 
Standpunkt der Volksgeſundheit aus muß die Frage nach der richtigen 
Arbeitszeit ſo beantwortet werden, wie es die Geſunderhaltung der 
Menſchen fordert, vom Standpunkt der Kultur aus muß gefragt wer⸗ 
den, wie lange darf ein Menſch arbeiten, um noch als Kulturmenſch 
leben zu können. Vom Standpunkt der Volkswirtſchaft aus muß man 
aber fragen, wie lange muß gearbeitet werden, um den im gegebenen 
Zeitpunkt nötigen oder erwünſchten Bedarf der Volksgemeinſchaft zu 
decken. Mit der achtſtündigen Arbeitszeit dürfte gegenwärtig allen 
Teilen Rechnung getragen ſein. Denjenigen, die längere Arbeitszeit 
fordern, muß geſagt werden, daß wir bei achtſtündiger Arbeitszeit und 
bei richtiger Anwendung aller menſchlichen und mechaniſchen Arbeits⸗ 
kräfte eine ungeheuere Steigerung unſerer Produktion erzielen können. 
Nach der anderen Seite, die einer ſtarken Verkürzung der Arbeitszeit 
das Wort redet, muß man darauf hinweiſen, daß auf verſchiedenen 


Gebieten noch eine Menge rückſtändiger Arbeit zu leiſten iſt. Welche 
Unſumme von Arbeit iſt allein noch zu leiſten, um unſern Boden rich⸗ 
tig nutzbar zu machen und um allen Familien eine dem heutigen 
Stande der Kultur und der Hygiene entſprechende Wohnung zu geben. 
Eine volkswirtſchaftliche Regelung der Arbeitszeit wird durch folgendes 
Beiſpiel klar: Nehmen wir an, daß bis zu einem gewiſſen Zeitpunkt bei 
achtſtündiger Arbeitszeit alles Erforderliche produziert wurde, daß aber 
durch Verbeſſerung der Betriebseinrichtungen und Arbeitsmethoden 
von da ab die gleiche Gütermenge in 7% Stunden erzeugt werden 
kann. In dieſem Fall kann die Volksgemeinſchaft entſcheiden, ob ſie 
die Gütererzeugung ſteigern oder die Arbeitszeit verkürzen will. 


So wie die Dinge heute noch liegen, kann die volkswirt⸗ 
ſchaftliche Entſcheidung nur lauten: Steigerung der Güter⸗ 
erzeugung. 


Wir ſehen, daß die heutige Wirtſchaftsordnung, die zwar die techniſchen 
und anderen Möglichkeiten hätte, einen weit höheren als den jetzt ge- 
gebenen Bedarf zu decken, es nicht fertig bringt, die vorhandenen 
menſchlichen, natürlichen und mechaniſchen Kräfte nutzbar zu machen 
und etwa ein Zehntel aller erwerbsfähigen Menſchen von der Arbeit 
und etwa ein Zehntel aller Volksgenoſſen von dem gerechten Anteil 
an dem Arbeitsertrag ausſchließt. Wenn die Träger dieſer Wirtſchafts⸗ 
ordnung nicht imſtande ſind, dieſe Zuſtände zu ändern, oder gar aus 
privatwirtſchaftlichem Intereſſe heraus dieſe Zuſtände noch verſchärfen 
wollen, dann muß die Staatsgewalt in Gemeinſchaft mit den Organi- 
ſationen der Gemeinwirtſchaft in das Wirtſchaftsgetriebe eingreifen. 
Dieſe Erkenntnis dürfte die von der Not betroffenen und von der Not 
bedrohten Volksſchichten veranlaſſen, ſich mehr als bisher um die Hand: 
habung der Staatsgewalt zu kümmern. Dieſe Kreiſe haben weiter 
Veranlaſſung, ſich neben politiſcher Betätigung auch noch viel mehr als 
bisher ihren gewerkſchaftlichen und vor allem auch den genoſſenſchaft⸗ 
lichen Organiſationen zuzuwenden, und die dort geſtellten Aufgaben 
zu erfüllen. 


Die Frage aller Fragen für die nächſten Jahre iſt: Wie 
beſeitigen wir die Arbeitsloſigkeit? 


Zur Löſung dieſer Frage ſollte eigentlich die Wiſſenſchaft das meijte 
beitragen, bis jetzt ſind aber aus den Kreiſen der Wiſſenſchaft nur 
ganz zaghafte Anregungen gekommen. Im großen und ganzen ſteht 
die Wirtſchaftswiſſenſchaft ratlos vor dem Arbeitsloſenproblem und 
vor all den Nöten, unter denen die große Maſſe des Volkes dauernd 
leidet. Die Wiſſenſchaft läuft neben oder hinter der Entwicklung her, 
ſtellt in unzähligen ſtatiſtiſchen Tabellen die gegebenen Tatſachen feſt, 
ohne für die zukünftige Geſtaltung der Wirtſchaftsordnung Vorſchläge 
machen zu können. Die Wiſſenſchaft ſucht noch nach Entſchuldigungen 
für die herrſchende Wirtſchaftskriſe. Aufgabe der Wiſſenſchaft wäre es, 
ohne Rückſicht auf vorgefaßte Lehrmeinungen zu erforſchen, wie wir 
zu einer Wirtſchaftsordnung kommen können, in welcher wir unter 
rationeller Ausnutzung aller Kräfte und Stoffe für die Geſamtheit der 
Bevölkerung zu einem möglichſt hohen wirtſchaftlichen Wohlſtand, und 
damit auch zu einer wirklichen Kultur des geſamten Volkes kommen 
können. Die zünftigen Volkswirtſchaftslehrer find viel zu ſtark in ver- 
alteten Theorien und Auffaſſungen über Privateigentum befangen, 
um zu durchgreifenden Vorſchlägen zu gelangen. Statt zu prüfen, was 
möglich und notwendig iſt, wird geprüft, ob ein gemachter Vorſchlag 
mit alten Lehrſätzen in Einklang gebracht werden kann. Vorſchläge, 
die von Leuten kommen, die nicht zur Zunft gehören, aber doch als 
Bodenreformer, Wohnungs- und Siedlungspolitiker einen Namen 
haben, werden entweder totgeſchwiegen oder wie Dr. h. c. Damaſchke, 
Prof. Oppenheimer, Prof. Aerebec und andere als unwiſſenſchaftlich 
abgetan. Die reinen Wiſſenſchaftler ſind von ſolchen Leuten une 
angenehm berührt, etwas Poſitives bieten ſie aber nicht. 


Bei den maßgebenden Perſonen in der Politik liegt es ähnlich. Vor⸗ 
ſchläge von den Bodenreformern, Siedlungspolitikern und von ſolchen 
Perſonen, die unſer Genoſſenſchaftsweſen zu großen Aufgaben be— 
fähigen und die Gemeinwirtſchaft fördern wollen, werden auf der 
einen Seite als ſozialiſtiſch bezeichnet und deshalb abgelehnt, weil ſie 
der Auffaſſung von der Heiligkeit des Privateigentums zuwiderlaufen. 
Von der anderen Seite werden dieſe Vorſchläge nicht unterſtützt, weil 
ſie ja doch keine richtige Sozialiſierung darſtellen, und zwiſchen dieſen 
Streitern um Prinzipien gedeiht der Kapitalismus, der immer weitere 
Kreiſe enteignet und in ſeine Knechtſchaft zwingt, ganz vortrefflich. 
Selbſt beſtehende Geſetze wie die Siedlungsgeſetze, werden von den 
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Intereſſentengruppen oft mit Unterſtützung von Behörden jabotiert. 
Die jahrelange Verſchleppung des Heimſtättengeſetzes gehört in das 
gleiche Kapitel. Dieſe Entwicklung hat dahin geführt, daß ſich die 
ſozialpolitiſchen Kämpfe in den letzten Jahren hauptſächlich um den 
Ausbau der Sozialverſicherungen und Wohlfahrtseinrichtungen ge⸗ 
dreht haben. In dem an ſich ſicher notwendigen Kampf um den Aus⸗ 
bau dieſer Einrichtungen und um die Höhe ihrer Leiſtungen wurde 
vielfach vergeſſen, daß man mit all dieſen Einrichtungen nur die Aus⸗ 
wirkungen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe mildern kann, daß aber 
die Urſachen der Not beſtehen bleiben. Sozialverſicherung und Wohl⸗ 
fahrtspflege ſind auch weiterhin notwendig und ausbaubedürftig. Aber 
gerade das, was man täglich bei der Durchführung und Anwendung 
der Geſetze und Einrichtungen ſieht, drängt zu der Erkenntnis, daß 
wir an die Beſeitigung der Urſachen herangehen müſſen. 


Der Umbau unſerer Wirtſchaftsordnung begegnet gewiß 
großen Schwierigkeiten und manches von dem, was vor⸗ 
geſchlagen wird, kann ſich erſt in einigen Jahren auswirken. 
Aber einmal muß man damit beginnen, neben dem was 
für den Augenblick nottut, auch das einzuleiten, was unſere 
wirtſchaftliche Entwicklung im Lauf der Jahre in die rich⸗ 
tigen Bahnen lenken wird. 


Die Schwierigkeiten beginnen ſchon bei der Frage, wo ſoll man an⸗ 
fangen? Es beſteht die Möglichkeit, an verſchiedenen Stellen anzu⸗ 
fangen, ja ſogar an verſchiedenen Stellen zugleich. Als wichtigſtes 
möchte ich in den Vordergrund ſtellen die landwirtſchaftliche Siedlung 
und den Wohnungsbau. 


Auslandsanleihen find kein Allheilmittel 


Hier taucht gleich wieder die Frage auf, woher das Geld nehmen. 
Bürgerliche Kommunal- und Sozialpolitiker, Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei und Gewerkſchaften verlangen Auslandsanleihen. Bei unſeren 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen werden wir ohne Auslandsanleihen nicht 


auskommen. Aber lieber etwas zu wenig als zu viel ſolcher Anleihen; 
es kann nicht dringend genug vor einer ausſchweifenden Anleihepolitik 
durch Staat und Gemeinden gewarnt werden, weil wir ſonſt in wenigen 
Jahren ſoviel Schuldenzinſen zahlen müſſen, als der jährliche Auf: 
wand für die Erfüllung der notwendigen Aufgaben erfordern würde, 
und die ſachlichen Aufgaben bleiben dann erſt recht unerfüllt. Es iſt 
auch falſch, beim Volk den Eindruck zu erwecken, als könnte uns durch 
Auslandsanleihen über alle Schwierigkeiten hinweggeholfen werden. 
Man kann die Lage Deutſchlands mit der Lage einer Bauernfamilie 
vergleichen, deren Einkommen durch beſondere Ereigniſſe um ein Drittel 
gekürzt wurde und die nun verſuͤcht, durch Borgwirtſchaft ihre frühere 
Lebenshaltung weiterzuführen, ſtatt daß ſie verſucht, ſich im eigenen 
Betrieb mehr zu erarbeiten und ſich ſoweit als möglich auf den Ver⸗ 
brauch eigener Produktion beſchränkt. Als Sozialdemokraten müſſen 
wir noch beachten, daß eine Anleihewirtſchaft nicht zu unſerer Wirt⸗ 
ſchaftsauffaſſung paßt, weil in einem verſchuldeten Staat der Kapitalis⸗ 
mus immer mächtig iſt. Staat und Gemeinden müſſen ihren Bedarf 
ſoweit als möglich aus eigenen Einnahmen decken und beim Ausbau 
des Steuerſyſtems darauf achten, daß notwendige Bedarfsartikel des 
Volkes nicht verteuert werden durch Steuern. Bei unſerer wirtſchaft⸗ 
lichen Lage iſt es aber berechtigt, mit Steuern dort zuzugreifen, wo es 
ſich nicht um notwendige Dinge handelt. 

In dieſem Zuſammenhange ſei darauf hingewieſen, daß die Alkohol⸗ 
ſteuern in England viel höher ſind als bei uns. England hat einen 
Rückgang im Alkoholkonſum zu verzeichnen, während wir den Friedens⸗ 
verbrauch nahezu wieder erreicht haben. Auch an anderen Dingen läßt 
ſich erkennen, daß es noch Volkskreiſe gibt, die in der Lage wären, dem 
Staate mehr zu geben als ſie ihm heute geben. Die Arbeiter, die in 
der Nachkriegszeit ſo bereitwillig alle Laſten der Sozialverſicherung 
auf ſich genommen haben, um ihre erwerbsloſen und erwerbsunfähigen 
Kollegen über Waſſer zu halten, wären ſicher bereit, vorübergehend 
eine noch etwas größere Laſt auf ſich zu nehmen, um ihren Kollegen 
Arbeit und Brot zu ſchaffen und ihre eigene Arbeitsſtelle zu ſichern. 
Es iſt ganz unmöglich und volkswirtſchaftlich untragbar, den Woh⸗ 
nungsbau in großem Umfange mit Auslandsanleihen zu finanzieren. 
Der Teil des Bauaufwandes, der nicht durch die Miete verzinſt und 
getilgt werden kann, muß aus laufenden Steuern gedeckt werden. 


Statt Interitüßung - Arbeitsmöglichkeit! 


Um das landwirtſchaftliche Siedlungsweſen und den Wohnungsbau 
in Gemeinſchaft mit anderen Hilfsmaßnahmen ſo zu fördern, daß der 
Arbeitsloſigkeit wirklich wirkſam begegnet wird, dürfte es notwendig 
ſein, aus öffentlichen laufenden Einnahmen jährlich mindeſtens 
2000 Millionen flüſſig zu machen. Dieſe Summe wird manchem un⸗ 
geheuerlich erſcheinen! fie iſt es aber durchaus nicht, wenn wir be⸗ 
denken, daß allein die Reichsanſtalt für Arbeitsloſenverſicherung für 
das Wirtſchaftsjahr 1929/30 für Arbeitsloſenunterſtützung, Kriſen⸗ 
fürſorge und Notſtandsarbeiten mindeſtens 1,4 Milliarden ausgibt. 
Dazu kommt, daß durch die Arbeitsloſigkeit auch die anderen Zweige 
der Sozialverſicherung eine höhere Belaſtung zu tragen haben. Weiter 
kommt hinzu, daß Staat und Gemeinden mit mindeſtens 500 bis 
600 Millionen für Notſtandsarbeiten und Wohlfahrtspflege durch die 
Maſſenarbeitsloſigkeit belaſtet ſind. 


Wir ſehen alſo, daß wir mindeſtens 2 Milliarden unproduktiv aus⸗ 
geben, um einigen Millionen Volksgenoſſen ein kümmerliches Daſein 
zu ermöglichen. Dieſe Milliarden müſſen denen, die arbeiten, weg⸗ 
genommen werden, ohne daß irgendwo eine Gegenleiſtung entſteht. 
Die große wirtſchaftliche Aufgabe beſteht nun darin, durch Hinzu: 
fügung von 1 oder 2 weiteren Milliarden auch dieſe bis jetzt un⸗ 
produktiven Milliarden produktiv zu geſtalten. Wir müſſen aus Unter⸗ 
ſtützung Lohn machen, dann können für die Hebung des Ertrages in 
der Landwirtſchaft, für Wohnungsbau und Siedlungsweſen Arbeiten 
geleiſtet werden, die jetzt nicht geleiſtet werden. Das erfordert fürs 
erſte Opfer, jpäter aber wird ſich das in einer in hohem Maße ge— 
ſteigerten Produktion und in einem erhöhten Wohlſtand des ganzen 
Volkes auswirken. Wenn die Maſſe des Volkes ſieht, daß die Steuern 
in ihrem Intereſſe verwendet werden, dann wird der Widerſtand 
ebenſo weichen, wie er gegen die Erhöhung der Beiträge für Sozial⸗ 
verſicherung gewichen iſt. Der Widerſtand wird um ſo mehr weichen, 
wenn die Arbeiter erkennen, daß dadurch die Laſten für die Sozial⸗ 
verſicherung erheblich geſenkt werden können, und in einigen Jahren 
die zunächſt entſtehende Laſt durch Mehrertrag in der Wirtſchaft ab⸗ 
gelöſt wird. Das gleiche dürfte bei einſichtigen Arbeitgebern der 
Fall ſein. 


Die für unſere Aufgaben notwendigen 2 Milliarden hätten wir, wenn 
wir ſeinerzeit ſtatt der verkrüppelten und vielfach unſozialen Haus⸗ 
zinsſteuer eine richtige Entſchuldungsſteuer eingeführt und dem Woh⸗ 
nungsbau zur Verfügung geſtellt hätten. Die damals befürchteten 
Mieterhöhungen ſind doch gekommen, nur nicht zugunſten der Staats⸗ 
kaſſe und des Wohnungsbaues, ſondern in der Hauptſache zugunſten der 
Haus⸗ und Grundbeſitzer. Die Haus- und Grundbeſitzer haben durch die 
Geldentwertung, ſelbſt wenn die ſogenannte Aufwertung abgerechnet 
wird, mindeſtens 100 Milliarden Hypothekenſchulden ohne jede Leiſtung 
geſtrichen, während andere ihr Vermögen verloren haben. Sie brauchen 
alſo die 100 Milliarden nicht zu bezahlen und ſparen jährlich 5 Mil⸗ 
liarden Zinſen. Auf dieſer Summe hätte ſich ſelbſt bei weitgehender 
Berückſichtigung der ſozialen Verhältniſſe der Haus- und Grundbeſitzer 
leicht eine Steuer aufbauen laſſen, aus der für den Wohnungsbau und 
das Siedlungsweſen jährlich 2 Milliarden auf etwa drei Jahrzehnte 
hätten entnommen werden können. Die Hauszinsſteuer läßt ſich auch 
heute noch zu einer richtigen Wohnbauſteuer umgeſtalten, zumal wir 
heute für den Altbeſitz ſchon 120 Prozent der Friedensmiete haben, 
und die Mieten trotz aller Geſetze weiter ſteigen werden. Die rück⸗ 
liegenden und kommenden Mietſteigerungen müſſen von einer Steuer 
zugunſten des Wohnungsbaues und Siedlungsweſens erfaßt werden und 
zwar ſozial geſtaffelt nach der Höhe des Mietwertes. Die Anpaſſung der 
Mieten für Altwohnungen an die heutigen Baukoſten iſt auf die Dauer 
nicht aufzuhalten. Die Kluft zwiſchen den Mietern der Altwohnungen 
und den Bewohnern der neuen Wohnungen iſt politiſch und wirtſchaft⸗ 
lich auf die Dauer nicht tragbar, weil dadurch Leute gleicher Ein- 
kommensſchicht zu ganz verſchiedenen Ausgaben für die Wohnungen 
gezwungen werden. Der wirtſchaftlich gerechte Ausgleich iſt dort ge 
geben, wo die Mieten der Neubauten zwar den heutigen Baukoſten, 
aber nicht dem heutigen Zinsfuß, ſondern einem Zinsfuß von höchſtens 
5 Prozent angepaßt ſind; das würde mit den Nebenkoſten, ſo wie vor 
dem Kriege etwa 7 Prozent der Baukoſten als Mietaufwand ergeben. 
Soweit der Zinſenaufwand 5 Prozent überſteigt, muß er von der Ge⸗ 
ſamtheit in der Form getragen werden, daß Staat oder Gemeinde 
einen entſprechenden Teil der Baukoſten übernehmen. 


Keine Spekulation mit öffentlichen Mitteln 


Als Sozialdemokraten und als Bodenreformer müſſen wir verlangen, 
daß überall dort, wo die Förderung durch öffentliche Mittel neue Woh⸗ 
nungen und neue landwirtſchaftliche Siedlungsmöglichkeiten geſchaffen 
werden, für alle Zukunft das Eindringen der Bodenſpekulanten und 
Geldwucherer verhindert wird. Die gemeinwirtſchaftlichen und boden⸗ 
reformeriſchen Grundſätze müſſen hier Geltung finden. 


Eine richtige Wohnungs⸗ und landwirtſchaftliche Sied⸗ 
lungspolitik iſt nur möglich mit ſtarken Eingriffen in das 
unbeſchränkte Privateigentum der Grundbeſitzer. Der 
öffentlichen Hand muß ein weitgehendes Enteignungsrecht 
zuſtehen. 


Niemand hat Anſpruch auf einen unverdienten Wertzuwachs, weil 
Wertzuwachs faſt immer durch die Tätigkeit der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften hervorgerufen wird. Wir müſſen ein Bodenrecht erhalten, nach 
welchem niemand das Recht hat, ohne Arbeit, lediglich geſtützt auf den 
Beſitztitel, ſeinen Nebenmenſchen auszubeuten. Billiger Boden gibt 
billige Wohnungen und gibt die Möglichkeit, geſund und weiträumig 
zu bauen. Billiger Boden erleichtert dem Landmann ſeine Exiſtenz, 
und kein ſchaffender Landwirt hat Intereſſe an hohen Bodenpreiſen. 


Erbnutzungs- und Erbpachtrecht kann an Stelle von Eigentum treten. 
Die Frage ob und in welchen Fällen der Großgrundbeſitz wirtſchaft⸗ 
licher iſt als Bauerngüter in richtiger Größe, braucht hier nicht erörtert 
zu werden. Eines aber ſei feſtgeſtellt, daß intelligente und ſtrebſame 
Menſchen ſich und ihre Kinder nicht dauernd als Landarbeiter an die 


Scholle feſſeln laſſen. Es muß die Möglichkeit für ſie beſtehen, einmal 


ſelbſtändig zu werden. Solche Leute werden ihre Kräfte nur dann ein⸗ 
ſetzen und die Beſchwerniſſe des landwirtſchaftlichen Betriebes auf ſich 
nehmen, wenn die Frucht einer opfervollen Arbeit ihnen ſelbſt zugute 
kommt. Was den Landarbeiterſtand jetzt ſo unerträglich macht, iſt das 
Fehlen jeder Aufſtiegsmöglichkeit nicht nur für ſich, ſondern auch für 
die Nachkommen. Wir müſſen nach einer wirtſchaftlichen Organiſation 
ſtreben, bei der die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Landarbeiter 
und Bauern wirklich menſchenwürdig ſind. Es ſteht unzweifelhaft feſt. 


daß viele Gutsbeſitzer auch bei den heute gegebenen Verhältniſſen 
ihren Arbeitern beſſere Lohn- und Arbeitsbedingungen bewilligen 
könnten. Es ſteht aber auch feſt, daß ſie bei dem jetzigen Stand der 
Preiſe und Produktionsmethoden nicht in der Lage ſind, an Lohn 
und Arbeitszeit das zu gewähren, was in der Induſtrie von den Ge⸗ 
werkſchaften errungen wurde. Der deutſche Bauer ſteht nicht nur in 
Konkurrenz mit fortgeſchrittenen Ländern wie Holland, Dänemark 
und Schweden, ſondern auch mit Ländern größerer Bodenertragsfähig⸗ 
keit, wie Frankreich und einigen amerikaniſchen Ländern und mit 
Ländern, wo die Bauern wie auf dem Balkan und in Polen auf einer 
ſehr tiefen Stufe der Lebenshaltung ſtehen. Dieſen Tatſachen muß bei 
der Umgeſtaltung der landwirtſchaftlichen Betriebsmethoden und den 
erforderlichen ſtaatlichen Maßnahmen Rechnung getragen werden. Wer 
dem Landwirt helfen will, muß von den politiſchen Agitations⸗ 
methoden der letzten Jahrzehnte abkommen. Von politiſchen Agitatoren 
wurde der Bauer in den Glauben verſetzt, daß man nur einige Ges 
ſetzesparagraphen zu ändern brauche, und ihm ſei geholfen, während 
gerade beim Bauer ſehr vieles durch Selbſthilfe geſchehen muß. 


Die Landwirte müſſen ſich nach ausländiſchen Beiſpielen 
durch genoſſenſchaftliche Organiſation für den Ankauf ihrer 
Bedürfniſſe, für die Anwendung von Maſchinen, Schaffung 
von gemeinſamen Einrichtungen für die Verwertung und 
den Verkauf von landwirtſchaftlichen Produkten weitgehend 
ſelbſt helfen. 


Damit gewinnen die Bauern auch Einfluß auf die Preisbildung, 
während jetzt die Preiſe für ihre Produkte durch andere Faktoren, ſehr 
oft durch gewiſſenloſe Börſenſpekulationen, beſtimmt werden. Der 
deutſche Bauer hat gegenüber der ausländiſchen Konkurrenz immer 
den Vorteil, daß ſeine Produkte auf dem Wege zum Konſumenten mit 
weniger Fracht und anderen Unkoſten belaſtet ſind als die des Aus⸗ 
landes. Durch Selbſthilfe und entſprechende ſtaatliche Maßnahmen 
kann erreicht werden, daß der Bauer in eine beſſere Lebenslage kommt 
und der Konſument erträgliche Preiſe hat. Rationaliſierung des Be⸗ 
triebes, Ertragsſteigerung und Anpaſſung an die Marktbedürfniſſe 


muß das Ziel aller Landwirte und ihrer Organiſationen fein. Land⸗ 
wirte und Konſumenten müſſen volkswirtſchaftlich denken und handeln 
lernen. Landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften und die Konſumvereine 
müſſen zuſammenarbeiten. 


Produktive Agrarpolitil 


Wir können neben landwirtſchaftlichen Neuſiedlungen landwirtſchaft⸗ 
liche Großbetriebe, dort wo fie zweckmäßig find, weiter beſtehen laſſen 
und doch auf einige Jahrzehnte jährlich 15 000 bis 20 000 Bauern neu 
anſiedeln. Wir haben für dieſes Vorgehen ein gutes Beiſpiel an Däne⸗ 
mark. Daß dieſe Siedlungsmöglichkeit beſteht, beweiſt die landwirt- 
ſchaftliche Betriebsſtatiſtik; wir haben in Deutſchland 4542 Betriebe 
mit mehr als 100 Hektar landwirtſchaftlich benutzter Fläche. Ins⸗ 
geſamt verfügen dieſe Betriebe über 1462 000 Hektar, die durchſchnitt⸗ 
liche Betriebsgröße iſt 321 Hektar. Läßt man jedem Betriebe 100 
Hektar, ſo bleiben für Siedlungszwecke 1013 000 Hektar. Rechnet man 
für eine Siedlungsſtelle im Durchſchnitt 12 Hektar (48 preußiſche 
Morgen) ſo ergibt ſich, daß wir 309 000 Siedlungsſtellen ſchaffen kön⸗ 
nen. Wenn man in Betracht zieht, daß in Dänemark im Durchſchnitt 
nur 9 Hektar gegeben werden und die dortigen Siedler zugeben, daß 
ſie in der Regel nicht in der Lage ſind, ihren Boden voll auszunutzen 
und wenn man weiter bedenkt, daß ſich überall da wo ſich Bauern 
niederlaſſen auch Handwerker und andere Gewerbetreibende ſowie 
Landarbeiter für die noch beſtehenden Großbetriebe niederlaſſen, ſo 
ergibt ſich, daß die Zahl der Siedler in Wirklichkeit bedeutend höher 
ſein kann als 309 000. Aber nicht nur durch Neuſiedlung kann die Zahl 
der in der Landwirtſchaft Beſchäftigten erhöht werden, ſondern auch 
durch Ertragsſteigerung auf der geſamten landwirtſchaftlich genutzten 
Fläche. Mancher gewerbliche Arbeiter könnte ſeine Arbeitsſtelle auf⸗ 
geben, wenn er den in ſeinem Eigentum befindlichen Boden richtig 
ausnützen würde. Das Ausſcheiden dieſer Bodenbeſitzer aus den Reihen 
der Erwerbstätigen wäre nützlicher als das Ausſcheiden der Doppel⸗ 
verdiener und ſozial mehr gerechtfertigt. 
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Durch eine richtige Bodenbeſteuerung können dem ſchaffenden Landwirt 
Erleichterungen gewährt werden und die Perſonen, die ihren Boden 
vernachläſſigen, genötigt werden entweder ihren Boden zu bearbeiten 
oder wenn fie das nicht wollen den Boden einem anderen zur Be- 
arbeitung zu überlaſſen. 


Für die Arbeiter und Angeſtellten iſt die wirtſchaftliche 
Hebung des Bauernſtandes und die Vermehrung der in der 
Landwirtſchaft tätigen Perſonen deshalb wichtig, weil da⸗ 
durch der induſtrielle Arbeitsmarkt entlajtet wird und 
neue, zahlungsfähige Abnehmer für Induſtrieprodukte 
entſtehen. 


Nur wenn der Landwirt und die in der Landwirtſchaft beſchäftigten 
Perſonen ein menſchenwürdiges Daſein führen können, werden ſich 
auch die Menſchen finden, die bereit ſind dort zu arbeiten. Die Schaf⸗ 
fung von 15 000 bis 20 000 Bauernſtellen mit ihren Einrichtungen gäbe 
Beſchäftigung für das Baugewerbe und die Induſtrie. Der landwirt⸗ 
Ihaftlihe Ertrag wird geſteigert, unſer Einfuhrbedarf geſenkt und da⸗ 
mit unſere durch die Tributpflicht erſchwerte Lage erleichtert. Unſere 
wirtſchaftliche Lage erfordert, daß wir uns immer mehr auf unſere in⸗ 
ländiſche Produktion ſtützen, dieſe fördern und ſchützen. Wenn die an⸗ 
deren Länder, und vor allem Amerika, ſich durch Zölle und Einfuhr— 
ſteuern, die in Einzelfällen 45 Prozent des Warenwertes erreichen, 
abſchließen, ſo kann daran auch ein prinzipieller Anhänger des Frei⸗ 
handels nicht achtlos vorübergehen. Es iſt auch ein unſinniger Zuſtand, 
daß wir mit Staatsgeldern die Roggenausfuhr fördern und dafür mit 
großem volkswirtſchaftlichen Verluſt ausländiſchen Weizen einführen. 
Wir können unſere landwirtſchaftliche Produktion ſo ſteigern, daß wir 
für all dieſe Produkte, die auf unſerem Boden und bei unſerem Klima 
gedeihen, vom Inland verſorgt werden. An dieſer Stärkung des In⸗ 
landmarktes kann uns niemand hindern, ſo wie uns auch niemand 
hindern kann alle anderen Kräfte im Inlande zur Steigerung unſeres 
Wohliſtandes nutzbar zu machen; niemand kann uns hindern, den Woh- 
nungsbau durch vernünftige Organiſation der Arbeit auszudehnen 
und im Laufe der Jahre jedem der danach ſtrebt, eine geſunde Woh— 


nung zu geben. Wir müſſen eine Wirtſchaftsordnung ſchaffen, in der 
jeder daran arbeiten kann, wirtſchaftlich und kulturell emporzuſteigen. 
Durch den Wohnungsbau, landwirtſchaftliche Siedlung und jeden 
neuen Induſtriezweig (Holzfaſerverwertung, Kohlehydrierung) würden 
wiederum andere Induſtriezweige belebt. 


Steuern, die nützen 


Dafür aber höhere Steuern?, ſagt der Miesmacher. Wie ſteht es nun 
damit? Es iſt ſchon darauf hingewieſen worden, wie durch vorüber⸗ 
gehend höhere Steuern die Laſten der Sozialverſicherung dauernd ge— 
ſenkt würden. Wie durch neue Arbeit wirkliche Arbeitsgelegenheit und 
damit neue Quellen des Wohlſtands geſchaffen werden. Gehen wir aber 
zunächſt einmal von der Vorausſetzung aus, daß der tätige Arbeiter 
mit monatlich 5 Mark mehr Steuern belaſtet wird als bisher. Wir 
können dieſe Steuer Siedlungs- oder Produktionsſteuer nennen. 
Nehmen wir als Beiſpiel einen Möbelſchreiner: durch die Gteuer- 
erhöhung von 5 Mark monatlich wird zunächſt ſein Lebensmittelſpiel⸗ 
raum beengt. Das Geld fließt in den Wohnbaukaſſen zuſammen, geht 
von dort in das Kohlengebiet, von wo mehr Kohlen gefördert werden, 
geht in die Eiſen⸗ und Hüttenwerke, in die Backſtein⸗ und Zement⸗ 
fabriten, in Ziegeleien und auf Holzplätze, dann in das eigentliche 
Baugewerbe und macht überall aus Arbeitsloſen und Halbkonſumenten 
Vollkonſumenten, aus Beziehern öffentlicher Unterſtützungen Gteuer- 
und Beitragszahler. Es entſtehen neue Wohnungen und neue Gied- 
lungsmöglichkeiten für Landwirte. In die Wohnungen ziehen Leute 
ein, die bis jetzt keine Wohnung und vielleicht auch keine Arbeit 
hatten, die jetzt, da ſie Arbeit haben, auch etwas an Möbeln be⸗ 
ſchaffen können und der Möbelſchreiner, der etwas mehr Steuern be⸗ 
zahlen mußte, hat ſchließlich das ganze Jahr Arbeit, während er ſonſt 
wochenlang Kurzarbeit oder Arbeitsloſigkeit zu verzeichnen hatte. Das 
Beiſpiel ließe ſich auf jede beliebige Erwerbsgruppe anwenden. An⸗ 
geſtellte, die ſonſt zur Entlaſſung gekommen wären, werden weiter⸗ 
beſchäftigt. Der Geldumlauf wirkt belebend auf Landwirtſchaft und 


Induſtrie; das Geld kommt in raſcheren Umlauf und erfüllt in feinem 
Kreislauf einige Funktionen mehr als bisher. Um das zu erreichen, 
muß der Staat über Geld verfügen können, der Staat muß das Geld 
dorthin lenken wo es ſich produktiv auswirkt. Die Lage der Arbeiter 
und Angeſtellten iſt nicht durch die Steuern eine ſo gedrückte. 


Was dem Arbeiter und Angeſtellten das Leben verbittert, 
iſt der furchtbare Druck der Exiſtenzunſicherheit, und um 
dieſen Druck von ihm zu nehmen, iſt eine vorübergehende 
Belaſtung derjenigen, die eine Exiſtenz haben, nicht zu 
umgehen. 


Wer nicht in ſicherer Exiſtenz ſteht, deſſen Exiſtenz wird bei der 
Durchführung der Vorſchläge geſichert werden. Wer jetzt in ſicherer 
Exiſtenz und feſtem Gehalt ſteht, muß ſich zur Übernahme einer kleinen 
Belaſtung bereitfinden, denn ſeine ſichere Exiſtenz ruht ja nur auf den 
Schultern der anderen. Die feſtangeſtellten Lohn- und Gehaltsemp⸗ 
fänger find jetzt von den Beiträgen zur Arbeitsloſenverſicherung be: 
freit. Wenn die Maſſenarbeitsloſigkeit aber nicht bald ſchwindet, wird 
man dazu kommen auch dieſe Kreiſe zur Beitragsleiſtung heranzuziehen. 
Wenn man nicht dazu kommt, wirklich neue Arbeit zu ſchaffen, ſondern 
ſo wie bisher ſich damit begnügt, die Arbeitsloſigkeit und die damit 
verbundenen Belaſtungen von der einen Schulter auf die andere zu 
legen, dann wird ſchon die Finanzlage des Reiches dazu führen, daß 
alle Beamten und Angeſtellten zur Beitragsleiſtung herangezogen 
werden und es dürfte ſchon aus dieſem Grunde rationeller ſein zur 
Hebung der Produktion eine vorübergehende Leiſtung auf ſich zu nehmen. 


Weitere Möglichkeiten 


An öffentlichen Aufgaben ſind neben dem Wohnungsbau und dem 
Siedlungsweſen noch zu nennen, der Ausbau unſerer Eiſenbahnen 
und Straßen, der Ausbau unſerer Gas-, Waſſer⸗ und Eleftrizitäts- 
verſorgung und im geſundheitlichen Intereſſe ein weiterer Ausbau 


27 


der Kanaliſation in den dicht beſiedelten Orten. Bis wir unſer 
Land richtig beſiedelt und in Kultur gebracht haben, bis alle 
Familien eine geſunde Wohnung haben, bis an Schulen und 
anderen öffentlichen Einrichtungen das Erforderliche geſchaffen iſt, 
haben wir auf Jahre hinaus Arbeit, und durch eine richtige 
Steuergeſetzgebung laſſen ſich auch die erforderlichen Mittel ſchaffen, 
zumal auf der anderen Seite große Erſparniſſe in der Sozialver- 
ſicherung, Arbeitsloſenverſicherung und Wohlfahrtspflege gemacht 
werden. Das, was geſchaffen wird, erhöht von Jahr zu Jahr den 
Ertrag unſerer Wirtſchaft, erhöht die Zahl der Steuer- und Beitrags⸗ 
zahler und vermindert die Zahl der Erwerbsloſen und erleichtert ſo— 
mit fortgeſetzt die von dem Einzelnen zu tragende Laſt, um ſie in 
immer höherem Maße fruchtbringend zu geſtalten. Es gilt nur die 
Laſt, die wir jetzt durch die Maſſenarbeitsloſigkeit zu tragen haben, 
auf einige Jahre etwas zu erhöhen, um aus einer unproduktiven Laſt 
etwas produktives zu geſtalten. Alſo nicht Steuerabbau, ſondern mehr 
Steuern müſſen wir fordern. 


Es iſt unſer aller Pflicht, die menſchenzerrüttende, ſtaats⸗ 
gefährdende und kulturfeindliche Arbeitsloſennot von der 
Maſſe zu nehmen und die vorhandenen Kräfte aufbauend 
zu geſtalten. 
Für dieſe Umorganiſation darf man aber nicht alles von der Staats⸗ 
gewalt erwarten. Der Gemeinwirtſchaft vor allem in den Genoſſen⸗ 
ſchaften, dann in Staat und Gemeinden ſind große Aufgaben geſtellt. 
Unſere Konſumgenoſſenſchaften haben die Aufgabe, im Handel preis⸗ 
regulierend zu wirken und durch Eigenproduktion in immer größerem 
Umfange die Bedarfsdeckung ihrer Mitglieder zu übernehmen. Wenn 
wir eifrige und treue Genoſſenſchafter werden und unſern Bedarf dort 
decken, ſo können wir aus eigenem Willen einen großen Teil unſerer 
Meirtſchaft ſozialiſieren. Durch Zuſammenfaſſung der Spargroſchen der 
Arbeiter können den Konſumgenoſſenſchaften die notwendigen Mittel 
zur Verfügung geſtellt werden für die Errichtung weiterer Fabriken. 
Zu den beſtehenden Bäckereien, Schlächtereien, Mühlen, Seifenfabriken, 
Konfektionsſchneidereien uſw. können noch mehr Betriebe ſolcher Art 
treten. Es können hinzutreten: Spinnereien, Webereien, Schuhfabriken, 
Möbelfabriken, ſo daß alles was man als Lebensbedarf bezeichnet, aus 


eigenen Betrieben kommt. Die Genoſſenſchaften überſehen ihren Be⸗ 
darf, ſie können deshalb rationell arbeiten, haben keine unnötig hohen 
Anlagekoſten, haben nicht den wahnſinnigen Reklameaufwand, die 
Waren werden entſprechend billiger, der einzelne kann mehr kaufen, 
es ſteigt der Verbrauch und damit wird mehr Arbeitsgelegenheit 
geſchaffen. Starke Genoſſenſchaften ſind der beſte Preisregulator in 
Handel und Produktion. f 


Die Bewirtſchaftung der mit öffentlichen Mitteln erbauten Woh⸗ 
nungen ſollte man immer mehr den Baugenoſſenſchaften übertragen. 
Bei richtiger Selbſtverwaltung wird dann den Bewohnern auch Ver⸗ 
antwortlichkeitsgefühl gegenüber dem Gemeineigentum anerzogen. 


Mehr Gemeinſinn und Gemeinſthaftswille! 


Zur Erreichung einer erfolgreichen und umfaſſenden Gemeinwirtſchaft 
gehört der Wille zur Gemeinwirtſchaft, dann aber auch gemeinwirt⸗ 
ſchaftliches Pflichtgefühl. Erſt wenn dieſes Pflichtgefühl alle leitenden 
Perſonen, alle in den Betrieben beſchäftigten und die Mitglieder er⸗ 
faßt, wird die Gemeinwirtſchaft Großes leiſten. Beides, Gemeinwirt⸗ 
ſchaft und Gemeinſinn muß und kann nur miteinander wachſen. Aus 
den Fehlern, die auch in der Gemeinwirtſchaft in den letzten Jahren 
gemacht wurden, wollen wir lernen; durch das Geſchrei, daß in der 
kapitaliſtiſchen Preſſe über wirkliche und vermeintliche Fehler an 
geſtimmt wird, dürfen wir uns nicht beirren laſſen. Die Privatwirt⸗ 
ſchoft hat noch viel größere Fehler gemacht. Hätte unſere Wirtſchaft 
das Kapital zur Verfügung, das in Privatbetrieben ſeit dem Kriege 
nutzlos in jetzt ſtillgelegten Betrieben feſtgelegt wurde, das Kapital 
das nutzlos in Konkurrenzkämpfen verpulvert wurde, ſo könnten wir 
für die nächſten Jahre mit wenig Auslandsanleihen auskommen. Es 
jei in dieſem Zuſammenhange nur an die Kohleninduſtrie, Zement- 
induſtrie, Bank- und Handelspaläſte erinnert. Es darf niemand glau⸗ 
ben, daß dieſe Fehler und Fehlleiſtungen von Kapital das übrige 
Publikum nicht berührten. Alles das wirkt ſich auf die Preisbildung 


aus. Jeder Zentner Kohle, jeder Sack Zement ijt belajtet mit der 
Verzinſung des Anlagekapitals der ſtillgelegten Betriebe. 


Vom Staat muß eine ſchärfere Überwachung der 
Syndikate gefordert werden, 


damit die Preisbildung im Intereſſe des Volkes eine gerechte wird. 
Staat und Gemeinden müſſen die Verſorgung der Bevölkerung mit 
Elektrizität, Gas und Waſſer feſt in die Hand nehmen. Um den Woh⸗ 
nungsbau billiger zu geſtalten müſſen für die Bauſtoffbeſchaffung und 
den Bau gemeinwirtſchaftlicher Organiſationen in Aktion treten. In 
der Großinduſtrie müßte ſich der Staat durch Beteiligung, Einſicht, 
Einfluß und ſchließlich Gewinnbeteiligung verſchaffen. Alles das er⸗ 
fordert eine richtige Steuerpolitik, denn wenn Staat und Gemeinden 
ihre Funktionen richtig ausüben ſollen, dann müſſen ſie die Mittel dazu 
haben. Es war ein für Regierung und Volk gleich unwürdiger Zus 
ſtand, daß Staat und Gemeinden in die Abhängigkeit vom Bankkapital 
kamen. 


Eine geſunde Finanzlage von Staat und Gemeinden iſt 
nur zu erreichen durch eine wirklich volkswirtſchaftlich 
und ſozial orientierte Steuergeſetzgebung. Damit wir zu 
einer ſolchen Steuergeſetzgebung und damit auch zu einer 
richtigen Volkswirtſchaft kommen, iſt es notwendig, daß 
die Minderbemittelten ſich dafür einſetzen, weil nur auf 
dieſem Wege und nicht mit den bisher angewandten 
Mitteln und auch nicht durch Erfüllung der üblichen 
Forderungen die Arbeitsloſigkeit beſeitigt werden kann. 
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